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Anerkennung bei Qualifikationen aus 
Drittstaaten und EU/EWR/Schweiz

Analog zum Antragsaufkommen lagen auch den beschie-
denen Anerkennungsverfahren 2020 überwiegend Quali-
fikationen aus Drittstaaten zugrunde. Auch werden – wie 
in den Vorjahren – Unterschiede in den Verfahrensaus-
gängen deutlich: So endeten über 80 % der Verfahren zu 
Qualifikationen aus Ländern der EU/EWR/Schweiz mit 
einem Bescheid über die volle Gleichwertigkeit, bei Qua-
lifikationen aus Drittstaaten waren es mit 45 % hingegen 
weniger als die Hälfte.

Der hohe Anteil voller Gleichwertigkeiten bei Erst-
genannten (EU/EWR/Schweiz) ist überwiegend auf 
die automatische Anerkennung nach der europäischen 
Richtlinie 2005/36/EG zurückzuführen. Die Richtlinie 
sieht die automatische Anerkennung für bestimmte reg-
lementierte Berufe vor, zu denen auch die antragsstarken 
Referenzberufe Gesundheits- und Krankenpfleger/-in 
(respektive Pflegefachmann/-frau) sowie Ärztin/Arzt 
gehören.433 

Die Anzahl der Bescheide mit „Auflage“ einer Ausgleichs-
maßnahme, die zum 31.12. des jeweiligen Berichtsjahres 
noch nicht absolviert war, verzeichnete bei Qualifi-
kationen aus Drittstaaten bis 2019 einen merklichen 
Anstieg und schloss 2020 an das Vorjahresniveau an. 
Für Qualifikationen aus Ländern der EU/EWR/Schweiz 
spielten sie hingegen mit einem Anteil von knapp 7 % 
der beschiedenen Verfahren eine untergeordnete Rolle. 
Bei nicht ganz jedem zehnten Verfahren der jeweiligen 
Herkunftsregionen stellten die zuständigen Stellen eine 
teilweise Gleichwertigkeit fest.

→ Tabelle D4-6 zeigt den Ausgang der beschiedenen 
Verfahren pro Jahr, sowohl gesamt als auch differenziert 
nach Art der Reglementierung und kategorisiertem Aus-
bildungsstaat.

433	 Automatische Anerkennung für Sektorenberufe nach der Richtlinie 2005/36/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (Europäische Berufs-
anerkennungsrichtlinie), reformiert mit der Richtlinie 2013/55/EU. Zu den 
Sektorenberufen gehören folgende bundesrechtlich geregelten Berufe: Arzt/
Ärztin, Zahnarzt/Zahnärztin, Apotheker/-in, Tierarzt/-ärztin, Gesundheits- 
und Krankenpfleger/-in (abgelöst durch den seit 2020 neuen Beruf Pflege-
fachmann/-frau) sowie Hebamme/Entbindungspfleger. Außerdem zählt der 
landesrechtlich geregelte Beruf Architekt/-in zu den Sektorenberufen. Für 
diese Berufe werden die Ausbildungsstandards europaweit als so einheit-
lich eingestuft, dass auf individuelle Einzelfallprüfungen verzichtet und die 
Gleichwertigkeit i. d. R. direkt anerkannt wird. Alle diese Berufe sind regle-
mentiert.

Tabelle D4-5: �Neue Anträge zu bundesrechtlich 
geregelten Berufen nach Wohnort der 
Antragstellenden (kategorisiert), 2012 
bis 2020 (absolut und in %)

Wohnort der Antragstellenden

Jahr
Neue Anträge  

insgesamt

darunter

Deutschland Ausland

2020
absolut 31.536 20.640 10.896

in % 100,0 65,4 34,6

2019
absolut 33.120 23.280 9.840

in % 100,0 70,3 29,7

2018
absolut 29.202 23.247 5.958

in % 100,0 79,6 20,4

2017
absolut 24.987 21.390 3.597

in % 100,0 85,6 14,4

2016
absolut 23.028 19.977 3.051

in % 100,0 86,8 13,2

2015
absolut 19.389 16.872 2.517

in % 100,0 87,0 13,0

2014
absolut 17.628 15.546 2.082

in % 100,0 88,2 11,8

2013
absolut 15.477 14.106 1.371

in % 100,0 91,1 8,9

2012
absolut 10.989 10.458 531

in % 100,0 95,2 4,8

Gesamt
absolut 205.359 165.516 39.843

in % 100,0 80,6 19,4

Methodischer Hinweis: Auslandsanträge werden für die Auswertungen der 
amtlichen Statistik anhand des Merkmals „Wohnort des Antragstellers“ 
ermittelt. Dieses Merkmal wurde ab April 2012 in der amtlichen Statistik 
zum Anerkennungsgesetz erhoben, die Angabe war aber zunächst freiwillig. 
Durch Art. 23 des E-Government-Gesetzes wurde die Meldung ab August 
2013 obligatorisch. Für den Zeitraum 2012 bis 2013 ist daher von einer 
Untererfassung der Auslandsanträge auszugehen. Mit dem Berichtsjahr 
2019 wurden die zuständigen Stellen zudem dafür sensibilisiert, bei den 
Meldungen an die Statistik den ausländischen Wohnort der Antragstellenden 
zum Zeitpunkt der Antragstellung anzugeben und keine c/o-Adresse o. Ä. in 
Deutschland. Der deutliche Zuwachs der Auslandsanträge kann daher nicht 
nur aus einer gestiegenen Nachfrage nach Anerkennung aus dem Ausland 
resultieren, sondern auch aus verbesserten Meldungen an die amtliche 
Statistik.

Für weitere Hinweise siehe E  zur amtlichen Statistik nach § 17 BQFG (Bund).
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